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Gesundheit und Rechte





Bericht über die Delegationsreise des European Parliamentary Forum on Population and Development zur 52. Tagung der Frauenrechtskommission der Vereinten Nationen in New York 

25. bis 29. Februar 2008

Als Delegationsmitglied des European Parliamentary Forum on Population and Development nahm ich vom 25. bis 29. Februar an der 52. Tagung der Frauenrechtskommission der Vereinten Nationen in New York teil. 

Die Delegation des EPF stand unter der Leitung des Geschäftsführers Neil Datta. Weitere Delegationsmitglieder waren die Abgeordnete Mechthild Rawert (SPD), der Abgeordnete des Europäischen Parlaments Alexander Graf Lambsdorff (Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa) sowie Abgeordnete aus Österreich, Lettland, Großbritannien, Norwegen, Finnland, Bosnien und Herzegowina.

Wir trafen ebenfalls die Mitarbeiterinnen des BMFSFJ Eva Maria Welskopp-Defaa, Leiterin der Abteilung Gleichstellung sowie ihre Kolleginnen Waltraud Dahs und Gabriele Wölk. Von der Gesellschaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) nahm Christine Brendel, Leiterin des Programms „Gleichberechtigung und Frauenrechte fördern“ an der Tagung teil. 

Für das Jahr 2008 wurde der Themenschwerpunkt auf die Finanzierung der Gleichberechtigungsmaßnahmen, insbesondere in den Entwicklungsländern gelegt. Die Tagung nahm sich dieses Schwerpunktes an und konzentrierte sich auf folgende Bereiche: Makroökonomie, öffentliche Finanzen einschließlich Gender-Budgeting, Mobilisierung internationaler Mittel, neue und innovative Finanzierungsquellen. 

Es wurden Fortschritte bezüglich der Gleichstellung der Geschlechter evaluiert, Herausforderungen identifiziert, globale Standards festgelegt und konkrete Maßnahmen formuliert, um Geschlechtergleichstellung und die Förderung von Frauen weltweit voranzubringen.

Es fanden zahlreiche parallel laufende Veranstaltungen außerhalb des formalen Programms statt, die Themen behandelten u.a. das Aktionsprogramm von Kairo. 
Weiterhin organisierte das EPF Zusammenkünfte mit den wichtigen UN-Organisationen  UNFPA (United Nations Population Fund - Bevölkerungsfond der Vereinten Nationen, der weltweit größte Fonds zur Finanzierung von Bevölkerungsprogrammen) und UNIFEM (United Nations Development Fund for Women - Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für Frauen) sowie anderen Hilfsorganisationen, z.B. die IPPF (International Planned Parenthood Federation), die IWHC (International Women's Health Coalition) und die Catholics for Choice. Die Gespräche mit den beteiligten Akteuren haben gezeigt, dass langwierige und nachhaltige Anstrengungen zur Umsetzung und Stärkung der Frauenrechte, der Sexuellen und Reproduktiven Gesundheit ebenso wie die der Geschlechtergerechtigkeit  nötig sind.

Als Ergebnis der Konferenz kann festgestellt werden, dass sich die Regierungen weiterhin zögerlich verhalten, wenn es um neue Investitionen oder mutige Statements zu Gesundheit und Rechte der Frauen geht. In dem Ergebnispapier der Frauenrechtskommission 
Darüber hinaus wurde die Tagung zum Anlass genommen, die neue EPF UN-Taskforce vorzustellen. Diese hat zum Ziel, alle UN-Entscheidungen hinsichtlich der Bereiche SRGR, der Milleniumsziele und Entwicklungspolitik zu untersuchen. Es soll die Rolle, Stimme und Sichtbarkeit von europäischen Parlamentariern in der UN stärken. 

Die mangelnde Sichtbarkeit der Parlamentarier erlebten wir Abgeordnete exemplarisch an den Abläufen während der Tagung. Einige von uns mussten stundenlang an der Registrierung anstehen oder bekamen ihre Ausweise erst einen Tag später, da die Anmeldung zeitlich begrenzt war, andere bekamen letztendlich nur vorläufige Ausweise. 

Hinzu kam, dass mein geplanter Vortrag während der offiziellen Debatte aufgrund zeitlicher Verschiebungen der anderen Reden gestrichen wurde.

Wir haben auf die Vorkommnisse schriftlich reagiert und unsere negativen Eindrücke Carolyn J. Hannan, Direktorin der Abteilung Förderung der Frauen des Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen, geschildert.   

Zusammenfassend betrachtet, ist bei der Tagung deutlich geworden, dass eine engere Zusammenarbeit zwischen Parlamentariern, Hilfsorganisationen und den Vereinten Nationen auf europäischer und internationaler Ebene von Nöten ist, da wir nur gemeinsam die Entwicklungsprogramme umsetzen und die Ziele erreichen können.
